
Bayerischer Versicherungsverband
Versicherungsaktiengesellschaft

Allgemeine Bedingungen für die Elektronikversicherung (ABE)
Stand: 01.01.2008 – Anlage 430, SAP-Nr. 30 06 96; 10/21 ism

Allgemeine Bedingungen für die Elektronikversicherung (ABE)

Teil A: Versicherungsumfang
§ 1 Versicherte Sachen
§ 2 Versicherte Schäden und Gefahren
§ 3 Versicherungsort
§ 4 Versicherungssumme; Versicherungswert
§ 5 Angleichung der Versicherungssummen
§ 6 Wechsel der versicherten Sachen
§ 7 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung
§ 8 Sachverständigenverfahren
§ 9 Zahlung der Entschädigung
§ 10 Wiederherbeigeschaffte Sachen

Teil B: Allgemeine Vertragsbestimmungen
§ 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters

bis zum Vertragsabschluss
§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen verspäteter

Zahlung oder Nichtzahlung des Einmal- oder Erstbeitrags
§ 3 Dauer und Ende des Vertrags

berechtigt, seine Leistung in ei nem der Schwere des Verschuldens ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen.

Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Beschädigungen oder
Zerstörungen (Sachschäden) durch 
a) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit, Fahrlässigkeit;
b) Überspannung, Induktion, Kurzschluss;
c) Brand, Blitzschlag, Explosion sowie Schwelen, Glimmen, Sengen,

Glühen oder Implosion (einschließlich der Schäden durch Lö -
schen, Niederreißen, Ausräumen oder Abhandenkommen infolge
eines dieser Ereignisse);

d) Wasser, Feuchtigkeit, Überschwemmung;
e) Vorsatz Dritter, Sabotage, Vandalismus;
f) höhere Gewalt;
g) Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler.

2. Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bauteile) der versi cher -
ten Sache wird nur geleistet, wenn eine versicherte Gefahr nachweislich
von außen auf eine Austauscheinheit (im Reparaturfall üblicherweise 
auszutauschende Einheit) oder auf die versicherte Sache insgesamt
eingewirkt hat. Ist dieser Beweis nicht zu erbringen, so genügt die
überwie gende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf die Einwirkung
einer versicherten Gefahr von außen zurückzuführen ist.
Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird jedoch Ent-
schädigung geleistet.

3. Entschädigung für versicherte Daten (§ 1 Nr. 2 b) wird nur geleistet,
wenn der Verlust oder die Veränderung der Daten infolge eines dem
Grunde nach versicherten Schadens an dem Datenträger eingetreten ist,
auf dem diese Daten gespeichert waren.

4. Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, leistet der Versicherer Ent-
schädigung für Röhren (z. B. Bildröhren, Hochfrequenzleistungsröhren,
Röntgenröhren, Laserröhren) und Zwischenbildträger (z. B. Selentrom -
meln) nur bei Schäden durch
a) Brand, Blitzschlag, Explosion;
b) Einbruchdiebstahl, Raub, Vandalismus;
c) Leitungswasser.

Nrn. 5 bis 7 bleiben unberührt. Begriffsbestimmungen sind Nr. 8 zu
entnehmen.

5. Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen
keine Entschädigung für Schäden
a) durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder dessen Reprä -

sen tanten;
b) durch Kriegsereignisse jeder Art oder innere Unruhen;

Teil A: Versicherungsumfang

§ 1 Versicherte Sachen
1. Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten
a) Anlagen und Geräte der Informations-, Kommunikations-, Medi -

zin technik;
b) sonstigen elektrotechnischen oder elektronischen Anlagen und

Geräte, sobald sie betriebsfertig sind.
Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Erprobung und,
soweit vorgesehen, nach beendetem Probebetrieb, entweder zur Arbeits-
aufnahme bereit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine spätere Unterbre -
chung der Betriebsfertigkeit unterbricht den Versicherungsschutz nicht.
Dies gilt auch während einer De- oder Remontage sowie während eines
Transportes der Sache innerhalb des Versicherungsorts.
Soll der Versicherungsschutz vor Betriebsfertigkeit der Sache beginnen,
bedarf es einer besonderen Vereinbarung.

2. Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind
a) Datenträger (Datenspeicher für maschinenlesbare Informationen)

nur versichert, wenn sie vom Benutzer nicht auswechselbar sind
(z. B. Festplatten jeder Art);

b) Daten (maschinenlesbare Informationen) nur versichert, wenn sie
für die Grundfunktion der versicherten Sache notwendig sind
(System-Programmdaten aus Betriebssystemen oder damit gleich -
zusetzende Daten).

3. Nicht versichert sind
a) Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmittel,

z. B. Entwicklerflüssigkeiten, Reagenzien, Toner, Kühl- und Lösch-
mittel, Farbbänder, Filme, Bild- und Tonträger, Folienkombina -
tionen, präparierte Papiere, Schriftbildträger, Rasterschei ben,
Pipetten, Wechselküvetten, Reagenzgefäße;

b) Werkzeuge aller Art, z. B. Bohrer, Fräser;
c) sonstige Teile, die während der Lebensdauer der versicherten

Sachen erfahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt werden müs -
sen, z. B. Sicherungen, Lichtquellen, nicht wieder aufladbare
Batterien, Filtermassen und -einsätze.

§ 2 Versicherte Schäden und Gefahren
1. Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen ein-
tretende Sachschäden an versicherten Sachen und bei Abhanden-
kommen versicherter Sachen durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub
oder Plünderung. Unvorhergesehen sind Schäden, die der Ver-
sicherungsnehmer oder seine Repräsentanten weder rechtzeitig vor-
hergesehen haben noch mit dem für die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit
erforderlichen Fachwissen hätten vorhersehen können, wobei nur grobe
Fahrlässigkeit schadet. Bei grober Fahrlässigkeit ist der Versicherer

§ 4 Folgebeitrag
§ 5 SEPA-Lastschrift
§ 6 Ratenzahlung
§ 7 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
§ 9 Gefahrerhöhung
§ 10 Überversicherung
§ 11 Mehrere Versicherer
§ 12 Versicherung für fremde Rechnung
§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen
§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall
§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen
§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen
§ 17 Vollmacht des Versicherungsvertreters
§ 18 Verjährung
§ 19 Zurückweisung von Kündigungen
§ 20 Zuständiges Gericht
§ 21 Anzuwendendes Recht
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2. Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert, so
gilt bei Eintritt des Versicherungsfalls § 7 Nr. 12 (Unterversicherung).

§ 5 Angleichung der Versicherungssummen
1. Der Versicherungsnehmer soll die Versicherungssumme für die ver-
sicherte Sache während der Dauer des Versicherungsvertrags dem
jeweils gültigen Versicherungswert nach § 4 Nr. 1 anpassen.

2. Unbeschadet der Regelung von Nr. 1 kann der Versicherer die Versi -
cherungssumme für die versicherte Sache entsprechend vermindern oder
erhöhen, wenn sich der Versicherungswert gegenüber der letzten Fest set -
zung der Versicherungssumme um mehr als 5 Prozent geändert hat. Die
Än derung wird zu Beginn des nächsten Versicherungsjahres wirksam.
Der Versicherungsnehmer kann die ihm mitgeteilte Veränderung inner-
halb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die geänderte
Versiche rungssumme durch eine Erklärung in Textform mit Wirkung für
den Zeitpunkt aufheben, in dem sie wirksam werden sollte.

3. Ändert sich der Versicherungswert der versicherten Sache durch Ver-
minderung oder Erweiterung ihres Anlagenumfangs, so kann sowohl der
Versicherer als auch der Versicherungsnehmer die Versicherungssumme
entsprechend vermindern oder erhöhen.

4. § 4 Nr. 2 (Unterversicherung) und  die Regelungen in Teil B § 10 (Über-
versicherung) bleiben unberührt.

§ 6 Wechsel der versicherten Sachen
Erhält der Versicherungsnehmer anstelle der im Versicherungsvertrag
bezeichneten Sache eine andere, jedoch technisch vergleichbare Sache,
so besteht nach entsprechender Anzeige des Versicherungsnehmers
hierfür vorläufige Deckung bis zum Abschluss des neuen Versicherungs-
vertrags bzw. bis zur Beendigung der Vertragsverhandlungen, längstens
jedoch für die Dauer von drei Monaten. Die vorläufige Deckung entfällt
rückwirkend ab Beginn, wenn der Beitrag nach Aufforderung nicht in der
vom Versicherer festgesetzten Frist gezahlt wird.

§ 7 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung
1. Der Versicherer leistet Entschädigung nach seiner Wahl entweder
durch Naturalersatz (Nr. 2) oder durch Geldersatz (Nrn. 3 und 4).
Lehnt der Versicherungsnehmer Entschädigung durch Naturalersatz
(Nr. 2) ab, so leistet der Versicherer Geldersatz (Nrn. 3 und 4).

2. Naturalersatz bedeutet
a) bei beschädigten Sachen deren Wiederherstellung im Auftrag des

Versicherers;
b) bei zerstörten oder abhanden gekommenen (§ 2 Nr. 1) Sachen die

Wiederbeschaffung neuer Sachen gleicher Art und Güte durch
den Versicherer.

Ausgewechselte Teile oder Sachen (Altmaterial) gehen in das Eigentum
des Versicherers über.

3. Geldersatz bedeutet
a) im Falle eines Teilschadens die Zahlung der für die Wiederher-

stellung der beschädigten Sache am Schadentag notwendigen
Kosten;

b) im Falle eines Totalschadens die Zahlung des Betrags nach § 4
Nr. 1.

Der Wert des Altmaterials (Teilschaden) bzw. der Reste (Totalschaden)
wird angerechnet.

4. Abweichend von Nr. 3 ist die Entschädigungsleistung durch Geld-
ersatz auf den Zeitwert (Nr. 6) begrenzt, wenn
a) die Wiederherstellung (Teilschaden) oder Wiederbeschaffung

(Totalschaden) unterbleibt
b) oder für die versicherte Sache serienmäßig hergestellte Ersatz-

teile nicht mehr zu beziehen sind.

5. Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Kosten zur Wiederherstellung des
früheren betriebsfähigen Zustands der versicherten Sache (zuzüglich des
Wertes des Altmaterials) niedriger sind als der Versicherungswert nach
§ 4 Nr. 1. Andernfalls liegt ein Totalschaden vor.

6. Zeitwert ist der Versicherungswert nach § 4 Nr. 1 unter Berücksich -
tigung eines Abzugs entsprechend dem technischen Zustand der Sache
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls, insbesondere für Alter und
Abnutzung.

7. Der Versicherungsnehmer erwirbt einen Anspruch auf den Teil der Ent-
schädigung, der den Zeitwert (Nr. 6) übersteigt, nur, soweit und sobald er
innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalls sicher-
gestellt hat, dass er die Entschädigung zur Wiederherstellung der beschä -

c) durch Kernenergie*;
d) die während der Dauer von Erdbeben als deren Folge entstehen;
e) durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vorzeitige

Ab nutzung oder Alterung; für Folgeschäden an weiteren Aus -
tausch einheiten wird jedoch Entschädigung geleistet. Nr. 2 bleibt
unberührt.

6. Ist der Beweis für das Vorliegen einer der Ursachen nach Nr. 5 b bis d
nicht zu erbringen, so genügt die überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass
der Schaden auf eine dieser Ursachen zurückzuführen ist.

7. Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen
außerdem keine Entschädigung für Schäden, für die ein Dritter als
Lieferant (Hersteller oder Händler), Werkunternehmer oder aus Repara-
turauftrag einzutreten hat.
Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versicherer
zunächst Entschädigung. Ergibt sich nach Zahlung der Entschädigung,
dass ein Dritter für den Schaden einzutreten hat und bestreitet der Dritte
dies, so behält der Versicherungsnehmer zunächst die bereits gezahlte
Entschädigung.
§ 86 VVG gilt für diese Fälle nicht. Der Versicherungsnehmer hat seinen
Anspruch auf Kosten und nach den Weisungen des Versicherers außer -
gerichtlich und erforderlichenfalls gerichtlich geltend zu machen.
Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Versicherungsnehmer
einer Weisung des Versicherers nicht folgt oder soweit der Dritte dem Ver-
sicherungsnehmer Schadenersatz leistet.

8. Im Sinne dieser Bedingungen gilt:
a) Einbruchdiebstahl ist das Einbrechen, Einsteigen oder Eindringen

des Diebes mittels falscher oder gestohlener oder geraubter
richtiger Schlüssel oder anderer Werkzeuge in ein Gebäude oder
einen Raum eines Gebäudes.

b) Raub ist die Anwendung oder Androhung von Gewalt gegen den
Versicherungsnehmer, seine Angehörigen oder Arbeitnehmer, um
deren Widerstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen
auszuschalten.

c) Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd
entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich aus eigener
Kraft auszubreiten vermag.

d) Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen.
e) Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen

oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung.
f) Leitungswasser ist Wasser, das aus fest verlegten Zu- oder Ab lei -

tungsrohren der Wasserversorgung, aus sonstigen mit dem Rohr -
system fest verbundenen Einrichtungen der Wasserversor gung,
aus Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung, aus Sprinkler-
oder Berieselungsanlagen bestimmungswidrig ausgetreten ist.

§ 3 Versicherungsort
1. Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsorts.
Versicherungsort sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten Be triebs -
grundstücke.

2. Versicherungsschutz besteht auch, während die versicherten Sachen
innerhalb des Versicherungsorts transportiert oder bewegt werden.

§ 4 Versicherungssumme; Versicherungswert
1. Die im Versicherungsvertrag für jede versicherte Sache genannte Ver-
sicherungssumme soll dem Versicherungswert entsprechen.
a) Versicherungswert ist der jeweils gültige Listenpreis der versicher -

ten Sache im Neuzustand (Neuwert) zuzüglich der Bezugskosten
(z.B. Kosten für Verpackung, Fracht, Zölle und Montage).

b) Wird die versicherte Sache nicht mehr in Preislisten geführt, so ist
der letzte Listenpreis der Sache im Neuzustand zuzüglich der
Bezugskosten maßgebend; dieser Betrag ist entsprechend der
Preisentwicklung zu vermindern oder zu erhöhen.

c) Hatte die versicherte Sache keinen Listenpreis, so tritt an dessen
Stelle der Kauf- oder Lieferpreis der Sache im Neuzustand zuzüg-
lich der Bezugskosten; dieser Betrag ist entsprechend der Preis-
entwicklung zu vermindern oder zu erhöhen.

d) Kann weder ein Listenpreis noch ein Kauf- oder Lieferpreis er mit -
telt werden, so ist die Summe der Kosten maßgebend, die not -
wendig waren, um die Sache herzustellen, zuzüglich der Handels-
spanne und der Bezugskosten; dieser Betrag ist entsprechend
der Preisentwicklung zu vermindern oder zu erhöhen.

e) Rabatte und Preiszugeständnisse bleiben für den Versicherungs-
wert unberücksichtigt.

Allgemeine Bedingungen für die Elektronikversicherung (ABE)

*) Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der Bundesrepublik
Deutschland nach dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur De -
ckungsvorsorge verpflichtet und schließen hierfür Haftpflichtversicherungen ab. 
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digten oder Wiederbeschaffung der zerstörten oder abhanden gekomme -
nen (§ 2 Nr. 1) Sachen verwenden wird.

8. Ersetzt werden auch notwendige zusätzliche Kosten für
a) Teile nach § 1 Nr. 3, jedoch unter Abzug einer Wertverbesserung

und nur, wenn diese zur Wiederherstellung der Sache beschädigt
oder zerstört und deshalb erneuert werden müssen;

b) Eil- und Expressfracht;
c) Überstunden sowie Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeiten.

9. Soweit dies vereinbart ist, werden auch notwendige
a) Aufräumungs-, Dekontaminations- und Entsorgungskosten (so -

weit diese Kosten nicht Wiederherstellungskosten sind);
b) Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich;
c) Bewegungs- und Schutzkosten;
d) Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und Stemmarbeiten;
e) Kosten für Gerüstgestellung, Bergungsarbeiten oder Bereitstel -

lung eines Provisoriums;
f) Kosten für Luftfracht

ersetzt.

10. Für versicherte Daten (§ 1 Nr. 2 b) leistet der Versicherer Entschädi -
gung in Höhe der notwendigen Kosten für deren Wiederbeschaffung;
Nrn. 1 bis 9 und 11 bis 13 bleiben unberührt.

11. Der Versicherer leistet keine Entschädigung für
a) Kosten, die auch dann entstanden wären, wenn der Schaden

nicht eingetreten wäre (z. B. für Wartung);
b) zusätzliche Kosten, die dadurch entstehen, dass anlässlich eines

Versicherungsfalls Änderungen oder Verbesserungen vorge -
nommen werden;

c) Kosten, die nach Art oder Höhe in der Versicherungssumme nicht
enthalten sind;

d) Mehrkosten durch behelfsmäßige oder vorläufige Wiederher-
stellung;

e) Vermögensschäden, insbesondere nicht für Vertragsstrafen, Scha -
denersatzleistungen an Dritte und Nutzungsausfall versicherter
Sachen.

12. Ist bei Eintritt des Versicherungsfalls die Versicherungssumme für die
ver sicherte Sache niedriger als der für diesen Zeitpunkt zu ermittelnde
Versicherungswert (Unterversicherung), so wird nur der Teil des nach
Nrn. 3 bis 8, 10 und 11 ermittelten Betrags ersetzt, der sich zu dem gan -
zen Betrag verhält wie die Versicherungssumme zum Versicherungswert.

13. Ist ein Versicherungswert nach § 4 Nr. 1 a bis e vereinbart, so ist
Gren ze der Entschädigung die Versicherungssumme.

§ 8 Sachverständigenverfahren
1. Versicherungsnehmer und Versicherer können nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalls vereinbaren, dass die Höhe des Schadens durch Sach-
verständige festgestellt wird. Das Sachverständigenverfahren kann durch
Vereinbarung auf sonstige tatsächliche Voraussetzungen des Entschä di -
gungsanspruchs sowie der Höhe der Entschädigung ausgedehnt werden.
Der Versicherungsnehmer kann ein Sachverständigenverfahren auch
durch einseitige Erklärung gegenüber dem Versicherer verlangen.

2. Für das Sachverständigenverfahren gilt:
a) Jede Partei benennt in Textform einen Sachverständigen und

kann dann die andere unter Angabe des von ihr benannten Sach-
verständigen in Textform auffordern, den zweiten Sachver-
ständigen zu benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht
binnen zwei Wochen nach Empfang der Aufforderung benannt, so
kann ihn die auffordernde Partei durch das für den Schadenort
zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung ist
auf diese Folge hinzuweisen.

b) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn des
Feststellungsverfahrens einen dritten Sachverständigen als
Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird der Obmann auf Antrag
einer Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht
ernannt.

c) Der Versicherer darf als Sachverständige keine Personen be nen -
nen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers sind oder mit
ihm in dauernder Geschäftsverbindung stehen, ferner keine Per-
sonen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt
sind oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis stehen.
Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch
die Sachverständigen.

3. Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:
a) den Umfang der Beschädigungen und Zerstörungen;
b) die Kosten der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung (§ 7

Nr. 3);

c) den Versicherungswert (§ 4 Nr. 1) der beschädigten, zerstörten
oder abhanden gekommenen Sachen;

d) den Zeitwert (§ 7 Nr. 6) in den Fällen nach § 9 Nr. 4;
e) den Wert des Altmaterials bzw. der Reste (§ 7 Nr. 3);
f) Kosten und Mehrkosten nach § 7 Nrn. 8, 10, 11;
g) Kosten, die nach § 7 Nr. 9 versichert sind.

4. Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzeitig ihre
Feststellungen. Weichen die Feststellungen voneinander ab, so übergibt
der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über
die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststellungen der
Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entschei -
dung beiden Parteien gleichzeitig.

5. Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des
Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.

6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind
verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der
wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen
Feststellungen berechnet der Versicherer nach § 7 die Entschädigung.

7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des
Versicherungsnehmers nach Teil B § 8 nicht berührt.

§ 9 Zahlung der Entschädigung
1. Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und der Höhe
nach festgestellt, so hat die Auszahlung der Entschädigung binnen zwei
Wochen zu erfolgen. Jedoch kann einen Monat nach Anzeige des Scha -
dens als Abschlagszahlung der Betrag beansprucht werden, der nach
Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

2. Die Entschädigung ist ab Fälligkeit mit 1 Prozent unter dem Basis-
zinssatz zu verzin sen, mindestens jedoch mit 4 Prozent und höchstens
mit 6 Prozent pro Jahr, soweit nicht aus anderen Gründen ein höherer
Zins zu entrichten ist. Zinsen werden erst fällig, wenn die Entschädigung
fällig ist.

3. Der Lauf der Fristen nach Nr. 1 ist gehemmt, solange infolge Verschul -
dens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder
nicht gezahlt werden kann.

4. Für die Zahlung des über den Zeitwert (§ 7 Nr. 6) hinausgehenden Teils
der Entschädigung ist der Zeitpunkt maßgebend, in dem der Versiche -
rungsnehmer den Eintritt der Voraussetzungen von § 7 Nr. 7 dem Ver-
sicherer nachgewiesen hat.
Zinsen für den Betrag nach Absatz 1 werden erst fällig, wenn die dort
genannten Voraussetzungen der Entschädigung festgestellt sind.

5. Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben,
a) solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche -

rungs nehmers bestehen;
b) wenn gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner Reprä -

sentanten aus Anlass des Versicherungsfalls ein behördliches
oder strafgerichtliches Verfahren aus Gründen eingeleitet worden
ist, die auch für den Entschädigungsanspruch rechtserheblich
sind, bis zum rechtskräftigen Abschluss dieses Verfahrens.

§ 10 Wiederherbeigeschaffte Sachen
1. Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen (§ 2 Nr. 1) ermittelt,
so hat der Versicherungsnehmer dies dem Versicherer unverzüglich in
Textform anzuzeigen.

2. Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekom-
menen Sache (§ 2 Nr. 1) zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine
Entschädigung gezahlt worden ist, so hat der Versicherungsnehmer die
Entschädigung zurückzuzahlen oder die Sache dem Versicherer zur Ver-
fügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht inner-
halb von zwei Wochen nach Empfang einer Aufforderung in Textform des
Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das
Wahlrecht auf den Versicherer über.
Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu ver-
schaffen.

Allgemeine Bedingungen für die Elektronikversicherung (ABE)
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Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebeitrags in Ver-
zug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug ent-
standenen Schadens zu verlangen. Rückständige Folgebeiträge dürfen
nur innerhalb eines Jahres seit Ablauf der nach § 38 VVG für sie
gesetzten Zahlungsfrist eingezogen werden.

§ 5 SEPA-Lastschrift
1. Pflichten des Versicherungsnehmers
Ist zur Einziehung des Beitrags das SEPA-Lastschriftverfahren vereinbart
worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit des
Beitrags für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

2. Änderung des Zahlungsweges
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder mehrere
Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen wer -
den können, ist der Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschriftmandat
in Textform zu kündigen.
Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Ver-
sicherungsnehmer verpflichtet ist, den ausstehenden Beitrag und zukünf -
tige Beiträge selbst zu übermitteln.
Die von Banken erhobenen Bearbeitungsgebühren für eine fehlge schla -
gene SEPA-Lastschrift können dem Versicherungsnehmer in Rechnung
gestellt werden.

§ 6 Ratenzahlung
Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu den
vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet.
Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden so -
fort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teil-
weise in Verzug gerät oder wenn eine Entschädigung fällig wird.

§ 7 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Versicherungsperiode
oder wird es nach Beginn rückwirkend aufgehoben oder von Anfang an
wegen arglistiger Täuschung nichtig, so gebührt dem Versicherer der
Beitrag oder die Geschäftsgebühr nach Maßgabe der §§ 39 und 80 VVG.

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
1. Obliegenheiten vor dem Versicherungsfall
a) Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Versicherungsfalls

alle vertraglich vereinbarten Obliegenheiten einzuhalten.
b) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der genannten Obliegen -

heiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe des § 28 VVG zur
Kündigung berechtigt. Eine Kündigung des Versicherers wird mit
Zugang wirksam.

2. Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalls
a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalls

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des
Schadens zu sorgen;

bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm
Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder
telefonisch – anzuzeigen;

cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-min-
derung – ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen,
wenn die Umstände dies gestatten;

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-min-
derung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen meh -
rere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer
unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer
nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln;

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum
unverzüglich der Polizei anzuzeigen;

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Ver-
zeichnis der abhanden gekommenen Sachen einzureichen;

gg) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die
Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den Ver-
sicherer freigegeben worden sind. Sind Veränderungen un -
umgänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu doku -
 men tieren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis
zu einer Besichtigung durch den Versicherer aufzubewahren;

hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft
– auf Verlangen in Textform – zu erteilen, die zur Feststellung
des Versicherungsfalls oder des Umfanges der Leistungs-
pflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede Unter-
suchung über Ursache und Höhe des Schadens und über
den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten;

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren
Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann;

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers

Teil B: Allgemeine Vertragsbestimmungen

§ 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines 
Vertreters bis zum Vertragsschluss
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung
dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach
denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen Ent-
schluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schlie -
ßen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet,
als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Ver-
sicherer Fragen in Textform im Sinne des Satzes 1 stellt.
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Absatz 1, so
kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 19–21 VVG vom Vertrag
zurücktreten, kündigen oder eine Vertragsänderung vornehmen. Der Ver-
sicherer kann nach § 21 Absatz 2 VVG auch leistungsfrei sein.
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge -
schlossen, so sind nach § 20 VVG sowohl die Kenntnis und Arglist des
Vertreters als auch die Kenntnis und Arglist des Versicherungsnehmers
zu berücksichtigen.
Das Recht des Versicherers den Vertrag nach § 22 VVG wegen arglistiger
Täuschung anzufechten bleibt unberührt.

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen ver-
späteter Zahlung oder Nichtzahlung des Einmal- oder Erstbeitrags
1. Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelung in Nr. 3 zu
dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.

2. Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrags
Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von dem Bestehen
eines Widerrufrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des verein-
barten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns
zu zahlen.
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertrags-
schluss, ist der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich nach Vertrags-
schluss zu zahlen.
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1
oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst,
nachdem die Zahlung bewirkt ist.
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers
oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste oder einmalige Beitrag
frühestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.
Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die erste Rate als
erster Beitrag.

3. Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- 
oder Einmalbeitrags
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach Nr. 2 maß-
gebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, ist der Versicherer nach Maßgabe
des § 37 VVG berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten oder auch leis-
tungsfrei.

§ 3 Dauer und Ende des Vertrags
1. Dauer
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum
abgeschlossen.

2. Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der
Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertragsparteien
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres eine Kündigung zugegangen ist.

3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum
Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung
einer Frist von drei Monaten vom Versicherungsnehmer gekündigt
werden.
Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugehen.

4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag,
ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

§ 4 Folgebeitrag
Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen Ver-
sicherungsperiode fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie inner-
halb des im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angege -
benen Zeitraums bewirkt ist. Die Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung
ergeben sich aus § 38 VVG.
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einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten nach Nummer
2 a ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den tatsächlichen
und rechtlichen Umständen möglich ist.

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 2, so
ist der Versicherer nach Maßgabe der §§ 28 und 82 VVG leistungsfrei.
Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versiche -
rer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers
ursächlich ist.

§ 9 Gefahrerhöhung
Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vor-
nehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.
Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, die ihm bekannt
wird, dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen, und zwar auch dann,
wenn sie ohne seinen Willen eintritt. Im übrigen gelten die §§ 23 bis 27
VVG. Danach kann der Versicherer zur Kündigung berechtigt sein, eine
Vertragsänderung vornehmen oder auch leistungsfrei sein.

§ 10 Überversicherung
1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Inte -
resses erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch der Ver-
sicherungsnehmer nach Maßgabe des § 74 VVG die Herabsetzung der
Versicherungssumme und des Beitrags verlangen.

2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu
dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden
Umständen Kenntnis erlangt.

§ 11 Mehrere Versicherer
1. Anzeigepflicht
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr
versi chert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung
unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und
die Versicherungssumme anzugeben.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Nr. 1), ist der
Ver  sicherer nach Maßgabe des § 28 VVG zur Kündigung berechtigt oder
auch leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird mit Zugang
wirksam.
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor dem Eintritt des
Versicherungsfalls Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat.
Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versiche -
rer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls, noch für die
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers
ursächlich ist.

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Ge -

fahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen zu -
sammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen
Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem Ver-
sicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen
wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner ver-
pflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen
Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der Versicherungs-
nehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des 
ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn die Verträge bei demselben Versicherer bestehen.
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus an de -
ren Versicherungsverträgen Entschädigung für denselben Scha -
den, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag
in der Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträgen insge -
samt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versiche -
rungssummen, aus denen der Beitrag errechnet wurde, nur in die -
sem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei Vereinbarung
von Entschä digungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der
Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt keine höhere Ent-
schädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der
Versiche rungssummen in die sem Vertrag in Deckung gegeben
wor den wäre.

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der

Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Ver-
mögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlos -
sene Vertrag nichtig.
Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kennt-
nis erlangt.

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung
Eine Mehrfachversicherung kann auf Verlangen des Versicherungs-
nehmers nach Maßgabe des § 79 VVG durch Aufhebung oder Herabset-
zung der Versicherungssumme des später geschlossenen Vertrags
beseitigt werden.
Die Aufhebung des Vertrags oder die Herabsetzung der Versicherungs-
summe und Anpassung des Beitrags werden zu dem Zeitpunkt wirksam,
zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht.

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung
1. Rechte aus dem Vertrag
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen
Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Aus-
übung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungs-
nehmer und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Ver-
sicherte den Versicherungsschein besitzt.

2. Zahlung der Entschädigung
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Ver-
sicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine
Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Ent-
schädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

3. Kenntnis und Verhalten
Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von
rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde Rech-
nung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berück-
sichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und
des Versicherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein
Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur dann
zurechnen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant des Versiche -
rungsnehmers ist. Im übrigen gilt § 47 VVG.

§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen
1. Übergang von Ersatzansprüchen
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten
zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer
den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Ver-
sicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet sich der Ersatz-
anspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er bei
Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Über-
gang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den
Schaden vorsätzlich verursacht.

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Siche -
rung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden
Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatz-
anspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Ver-
sicherer soweit erforderlich mitzuwirken.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, ist der Versicherer
nach Maßgabe des § 86 Absatz 2 VVG leistungsfrei.

§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall
1. Kündigungsrecht
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der Vertragsparteien
den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Textform zu
erklären. Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens einen Monat
nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein.

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem
Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann je doch
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spä tes tens
jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird.

3. Kündigung durch Versicherer
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang
beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Ver-
sicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den
Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht
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oder zu täuschen versucht. 
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges
Straf urteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Be -
trugs versuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1
als bewiesen.

§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen
1. Form
So weit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Ver-
trag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer
bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis
betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in
Textform abzugeben.
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Ver-
sicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen
als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen
Rege lungen über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben
unberührt.

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift oder seines
Namens dem Versicherer nicht mitgeteilt, findet § 13 VVG Anwendung.

§ 17 Vollmacht des Versicherungsvertreters
1. Erklärungen des Versicherungsnehmers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungs-
nehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend
a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrags;
b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen

Beendigung;
c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrags

und während des Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer aus-
gefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versiche -
rungsnehmer zu übermitteln.

3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der
Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem
Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine
Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur
gegen sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme
der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

§ 18 Verjährung
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren.
Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch
entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden
Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne
grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer
angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen
Anmeldung und Zugang der in Textform mitgeteilten Entscheidung des
Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.

§ 19 Zurückweisung von Kündigungen
Ist eine Kündigung des Versicherungsnehmers unwirksam, ohne dass
dies auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, so wird die Kündigung
wirksam, falls der Versicherer sie nicht unverzüglich zurückweist.

§ 20 Zuständiges Gericht
Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen
Gerichtsstände nach §§ 13, 17, 21, 29 ZPO sowie § 215 VVG.

§ 21 Anzuwendendes Recht
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer
 personenbezogenen Daten und die Ihnen nach den Datenschutzvor-
schriften zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
Verantwortlicher für die Datenverarbeitung ist der jeweilige Risikoträger,
d.h. das Unternehmen, mit dem Ihr Versicherungsvertrag oder ein anderer
Vertrag oder eine Rechtsbeziehung besteht, zu dessen Durchführung
Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet werden. Die einzelnen
Risikoträger sind mit den Kontaktdaten auf der Rückseite des Merkblatts
aufgelistet. 

Unseren Konzern-Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter
Versicherungskammer Bayern
Datenschutz
Maximilianstr. 53
80530 München
E-Mail-Adresse: datenschutz@vkb.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der 
EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des Bundesdatenschutz-
gesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen
des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller weiteren maßgeb-
lichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die „Ver-
haltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die
deutsche Versicherungswirtschaft“ („Code of Conduct“) verpflichtet, die
die oben genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren.
Diese können Sie im Internet unter www.vkb.de/datenschutz-downloads
abrufen.

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von
Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages und
zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der
Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durch-
führung des Vertragsverhältnisses, z.B. zur Policierung oder Rechnungs-
stellung. Angaben zu einem Schaden oder zu geltend gemachten Leis-
tungen benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versicherungs-
oder Leistungsfall eingetreten und wie hoch der Zahlungsanspruch ist.

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages
ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht
möglich.

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Er-
stellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z.B. für die Ent -
wicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben.
Die Daten aller mit uns bestehenden Verträge nutzen wir für eine Be-
trachtung der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung
hinsichtlich einer Vertragsanpassung, -ergänzung oder für umfassende
Auskunftserteilungen.

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für
vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Absatz 1 b) DSGVO.
Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten (z.B. Ihre
Gesundheitsdaten bei Abschluss eines Lebensversicherungsvertrages)
erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Absatz 2 a) in Ver-
bindung mit Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Daten-
kategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Absatz 2 j) DSGVO in
Verbindung mit § 27 BDSG.

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder
von Dritten zu wahren (Art. 6 Absatz 1 f) DSGVO). Dies kann insbe -
sondere erforderlich sein:

– zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
– zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere

Produkte der Unternehmen des Konzerns Versicherungskammer
Bayern und deren Kooperationspartner sowie für Markt- und Meinungs-
umfragen,

– zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen
wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf Ver -
sicherungs missbrauch hindeuten können. 

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur
 Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. aufsichtsrechtlicher Vor-
gaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder
unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung
dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen in Ver-
bindung mit Art. 6 Absatz 1 c) DSGVO.

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht ge-
nannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der
gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten

Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Ver-
sicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich
sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen Rückversicherer zu
übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den
Versicherungsfall machen kann. 

Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler
betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur
Durchführung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und Schaden-
daten. Auch übermittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie be-
treuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung
und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungs-
angelegenheiten benötigen.

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe
nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Gruppe
verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag
zwischen Ihnen und einem oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe
besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen Verwaltung von An-
schriftendaten, für den telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- und
Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen Post-
bearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet
werden. In unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an
einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen.

Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen
Pflichten zum Teil externer Dienstleister.

Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister
sowie Kategorien von Dienstleistern, zu denen nicht nur vorübergehende
Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie der jeweils aktuellen
 Version unserer Internetseite unter www.vkb.de/datenschutz-downloads
entnehmen oder beim Verantwortlichen für die Datenverarbeitung an-
fordern.

Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere
Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher
Mitteilungspflichten (z.B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden
oder Strafverfolgungsbehörden)

Merkblatt zur Datenverarbeitung
Stand: 01.08.2021 EU, Anlage 989, SAP-Nr. 33 07 26; 08/21 ek

F    

Allgemeine Bedingungen für die Elektronikversicherung (ABE)

FNR300696 Seite 7 von 8 Seiten



Datenübermittlung in ein Drittland 
(gilt nicht für die Lebensversicherung)
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des
 Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die Über -
mittlung nur, soweit dem Drittland durch die EU-Kommission ein
 angemessenes Datenschutzniveau bestätigt wurde oder andere an-
gemessene Datenschutzgarantien (z.B. verbindliche unternehmens-
interne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) vor-
handen sind.

Automatisierte Einzelfallentscheidungen 
(gilt nicht für die Lebensversicherung)
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antragstellung
befragen, entscheiden wir vollautomatisiert etwa über das Zustande-
kommen oder die Kündigung des Vertrages, mögliche Risikoausschlüsse
oder über die Höhe der von Ihnen zu zahlenden Versicherungsprämie.
Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall, der zu Ihrem Vertrag ge-
speicherten Daten sowie ggf. von Dritten hierzu erhaltenen Informationen
entscheiden wir vollautomatisiert über unsere Leistungspflicht. Die voll-
automatisierten Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher
festgelegten Regeln zur Gewichtung der Informationen.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
Versicherungskammer Bayern
Versicherungsanstalt des öffentlichen Rechts
Maximilianstr. 53, 80530 München
E-Mail-Adresse: service@vkb.de

Bayerischer Versicherungsverband
Versicherungsaktiengesellschaft
Maximilianstr. 53, 80530 München
E-Mail-Adresse: service@vkb.de

Bayerische Landesbrandversicherung
Aktiengesellschaft
Maximilianstr. 53, 80530 München
E-Mail-Adresse: service@vkb.de 

Bayerische Beamtenkrankenkasse
Aktiengesellschaft
Maximilianstr. 53, 80530 München
E-Mail-Adresse: service@vkb.de 

Bayern-Versicherung
Lebensversicherung Aktiengesellschaft
Maximilianstr. 53, 80530 München
E-Mail-Adresse: service@vkb.de

Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben ge-
nannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen,
dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der An-
sprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können
(gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem
speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich
verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten
ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgaben-
ordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen betragen
 danach bis zu zehn Jahren.

Betroffenenrechte
Sie können unter der o.g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person ge-
speicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter be-
stimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer
Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der
Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen
bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinen -
lesbaren Format zustehen.

Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen
Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen.
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen,
können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer
besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenver-
arbeitung sprechen.

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben ge-
nannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichts-
behörde zu wenden. Zuständig ist die Datenschutzaufsichtsbehörde des
Bundeslandes, in dem wir als Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
unseren Sitz haben.

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem
(HIS) der informa HIS GmbH zur Unterstützung der Risikobeurteilung im
Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie
bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Aus-
tausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich.

Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte dem Merkblatt
„Informationen über den Datenaustausch mit der informa HIS GmbH auf
Grundlage der Artikel 13 und 14 DSGVO“, das Sie unserer Homepage
unter www.vkb.de/datenschutz-downloads ent nehmen oder beim Verant-
wortlichen für die Datenverarbeitung anfordern können.

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z.B. zur
Mitnahme eines Schadenfreiheitsrabattes in der Kfz-Haftpflichtver-
sicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls über-
prüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen
Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen
im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen.

Bonitätsprüfung 
(gilt nicht für die Lebensversicherung)
Wir übermitteln Ihre Daten (Name, Adresse und ggf. Geburtsdatum) zum
Zweck der Bonitätsprüfung sowie zur Verifizierung Ihrer Adresse (Prüfung
auf Zustellbarkeit) und um Informationen zur Beurteilung des Zahlungs-
ausfallrisikos auf Basis mathematisch-statistischer Verfahren unter Ver-
wendung von Anschriftendaten zu erhalten an die infoscore Consumer
Data GmbH, Rheinstr. 99, 76532 Baden-Baden. Rechtsgrundlagen dieser
Übermittlungen sind Artikel 6 Absatz 1 b) und Artikel 6 Absatz 1 f) der
DSGVO. Übermittlungen auf der Grundlage dieser Bestimmungen dürfen
nur erfolgen, soweit dies zur Wahrnehmung berechtigter Interessen
unseres Unternehmens oder Dritter erforderlich ist und nicht die
Interessen der Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person,
die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. 

Detaillierte Informationen zur ICD im Sinne des Artikels 14 Europäische
Datenschutzgrundverordnung („EU DSGVO“), d.h. Informationen zum
Geschäftszweck, zu Zwecken der Datenspeicherung, zu den Datenemp-
fängern, zum Selbstauskunftsrecht, zum Anspruch auf Löschung oder
Berichtigung etc. entnehmen Sie bitte dem Merkblatt „Information gem.
Art. 14 EU-DSGVO über die infoscore Consumer Data GmbH („ICD“), 
das Sie unserer Homepage unter www.vkb.de/datenschutz-downloads
entnehmen oder beim Verantwortlichen für die Datenverarbeitung an-
fordern können.
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